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Ruanda 1994 
Die internationale Gemeinschaft hat nur wenige Lehren gezogen

Manfred Eisele

Trotz eindeutiger Hinweise und Hilferufe tat die in-
ternationale Gemeinschaft nichts, um den Völker-
mord in Ruanda 1994 zu verhindern oder einzudäm-
men. Dieser Beitrag schildert aus heutiger Sicht die 
damaligen Geschehnisse, nennt Ursachen für den 
Völkermord, analysiert das Handeln und Nichthan-
deln maßgeblicher Akteure, vor allem des Sicher-
heitsrats, wichtiger Mitgliedstaaten und der UN-Mis-
sion UNAMIR. Zuletzt erörtert er die Frage nach der 
Schuld und nach den Lehren, die gezogen wurden, 
sowohl innerhalb der Vereinten Nationen als auch 
in Ruanda.

Angesichts der Flut von Veranstaltungen und Ver-
öffentlichungen aus Anlass der 100. Wiederkehr des 
Beginns der ›Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts‹, 
also des Ersten Weltkriegs, erscheint es verständlich, 
dass man ein Ereignis, das 80 Jahre später, nämlich 
vor 20 Jahren, geschah, gewissermaßen übersieht. 
Die Rede ist vom Völkermord in Ruanda 1994.

Die Annahme, dass die damaligen Verantwortli-
chen wegen ihres schlechten Gewissens schweigen, 
setzt wohl zu hohe moralische Erwartungen voraus. 
Diese Einschätzung wird dadurch gestützt, dass man 
sich um ein noch dramatischeres Fehlverhalten der 
internationalen Staatengemeinschaft, nämlich deren 
totale Passivität gegenüber den mehr als zwei Millio-
nen Opfern der ›Killing Fields‹ des kambodschani-
schen Pol-Pot-Regimes zwischen 1975 und 1979, 
überhaupt nicht schert.

Es war ein Skandal, wie der UN-Sicherheitsrat, 
dem die Hauptverantwortung für die Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit über-
tragen ist, sich im Fall des Völkermords in Ruanda 
verhalten hat. Erklärend kann man zwar darauf ver-
weisen, dass sich die Charta der Vereinten Nationen 
eigentlich ausschließlich mit zwischenstaatlichen 
Konflikten befasst und keinerlei Vorkehrungen für 
die innerstaatliche Krisenbewältigung enthält. Als 
Entschuldigung taugt diese Feststellung jedoch nicht.

Der Völkermord, der in den Monaten April bis 
Juli 1994 in Ruanda stattfand, stellt den absoluten 
Tiefpunkt der friedensbezogenen Aktivitäten der Ver-
einten Nationen dar. Dabei war es zum Zeitpunkt 
dieser blutigen Ereignisse keine Frage mehr, dass die 
internationale Staatengemeinschaft bei massiven 
Menschenrechtsverletzungen auf dem Territorium 
souveräner Mitgliedstaaten mitverantwortlich war. 
Das hatte schon im April 1991 zur Resolution 688 
geführt. Damit wurde die gewaltsame Intervention 
ständiger Mitglieder des Sicherheitsrats in Irak le-

gitimiert, nachdem der irakische Präsident Saddam 
Hussein dort Nervenkampfstoffe gegen seine eigenen 
kurdischen Landsleute eingesetzt hatte.

Die politischen, ethnischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse im Jahr 1994 in Ruanda, 
dieser ehemaligen belgischen Kolonie, über der auch 
kurze Zeit die Flagge des deutschen Kaiserreichs ge-
weht hat, verlangen eine ganz eigene Betrachtung. 
Heute mag es genügen, darauf hinzuweisen, dass 
dieses mit 26 340 km² Fläche nur an 144. Stelle der 
Welt rangierende Binnenland wegen seiner damals 
8,882 (heute 11,843) Millionen Einwohner immer-
hin an 85. Stelle stand. Die daraus resultierende Be-
völkerungsdichte von 337 Menschen pro km² – mit 
die höchste in Afrika – hat auf die Ereignisse, die 
wir heute als Völkermord bezeichnen, sicher einen 
nicht zu unterschätzenden Einfluss gehabt.

Die Vorgeschichte

Statt einer umfassenden Ursachenanalyse soll hier 
nur das Geschehen von 1994 skizziert werden, auf 
das die Vereinten Nationen durch ihr Handeln oder 
vielmehr durch ihr Nichthandeln Einfluss nahmen.1 
Das Verhältnis zwischen den beiden großen ethni-
schen Gruppen Ruandas, den Hutu und den Tutsi, 
war seit der Unabhängigkeit von Belgien am 1. Juli 
1962 spannungsgeladen.2 Eigentlich war diese Un-
abhängigkeit die Entlassung aus der vom Völkerbund 
ererbten belgischen Treuhandschaft der UN. Mit 
dem allgemeinen Demokratieprinzip ›Eine Person = 
eine Stimme‹ kann man den politischen Verhältnis-
sen in vielen Ländern, die ethnisch heterogene Bevöl-
kerungen aufweisen, nicht gerecht werden. Minder-
heitenschutz wird dort oft zur Existenzfrage. So auch 
in Ruanda. Dort herrschte schon seit dem Jahr 1959 
Bürgerkrieg zwischen den nach dem Sturz der Mo-
narchie regierenden Vertretern der Hutu-Mehrheit 
und der seit dem Jahr 1990 aus Uganda zurückdrän-
genden Tutsi-Minderheit, die das Hutu-Regime stür-
zen wollte. 
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   1  Einen sachlichen und zugleich realitätsnahen Überblick bietet 

Philip Gourevitch in seinem Buch: We Wish to Inform You that Tomor-

row We Will Be Killed with Our Families. Stories from Rwanda, New 

York 1998.

   2  Vgl. Hildegard Schüring, Rwanda: Hintergründe der Katastrophe. 

Opfer, Täter und die internationale Gemeinschaft, Vereinte Nationen 

(VN), 4/1994, S. 125–133.
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Diese Tutsi waren zunächst vor der gewaltsamen 
Ausübung der Hutu-Herrschaft in das benachbarte 
Uganda geflüchtet. Sie und ihre Söhne waren dort 
vielfach Soldaten der ugandischen Armee geworden. 
Zugleich hatten sie sich darauf vorbereitet, nach Ru-
anda zurückzukehren. Deshalb kam es in Uganda 
schon 1990 zu einem kollektiven Ausscheiden ruan-
discher Flüchtlinge aus der ugandischen Armee, das 
manchmal fast den Charakter einer Massendeser
tion hatte. Diese Flüchtlinge kämpften ab 1993 in den 
militärischen Formationen der im Jahr 1988 gegrün-
deten Ruandischen Patriotischen Front (Rwandese 
Patriotic Front – RPF) um die Macht in ihrem formal 
demokratischen Heimatland. Bemerkenswert er-
scheint die Tatsache, dass die durch die belgische Ko-
lonialzeit und durch einen starken französischen Ein-
fluss ursprünglich frankophonen Tutsi während ihres 
Exils in der ehemals britischen Kolonie Uganda eben-
so wie die dortigen ugandischen Tutsi überwiegend 
anglophon wurden. So wird ihre Kampforganisation 
kaum noch ›Front Patriotique Rwandais‹ – FPR ge-
nannt, sondern nur noch mit dem englischen Akro-
nym RPF bezeichnet. Durch diese linguistische Ver-
änderung vertieften sich die Gegensätze zu den in 
Kigali regierenden Hutu. Angesichts der ethnischen 
Mehrheitsverhältnisse von rund 84 Prozent Hutu 
zu rund 15 Prozent Tutsi und des weitestgehend an 
diesen ethnischen Gegebenheiten orientierten Wäh-
lerverhaltens der Ruander konnten die Tutsi nicht 
darauf hoffen, ihren einstmals dominierenden Ein-
fluss auf die Politik des Landes mit dem Mittel des 
Stimmzettels wiederzugewinnen. Sie setzten deshalb 
auf einen gewaltsamen Umsturz.

UNOMUR und UNAMIR

Der Bürgerkrieg veranlasste den UN-Sicherheitsrat 
im Juni 1993, eine Mission von nur 81 Militärbe-
obachtern zur Überwachung der Grenze zwischen 
Uganda und Ruanda einzusetzen, die Beobachter-
mission der Vereinten Nationen für Uganda und Ru-
anda (UNOMUR).3 Deren Auftrag wurde aber nach 
Abschluss des Friedensabkommens von Arusha vom 
4. August 1993 modifiziert und im September 1993 
offiziell beendet. Statt ihrer wurde eine neue Mission 
mandatiert: die Hilfsmission der Vereinten Nationen 
für Ruanda (UNAMIR). Die UNOMUR-Beobachter 
wurden in die UNAMIR übernommen.
Der Auftrag von UNAMIR sah ursprünglich vor, 
n	 die Sicherheit in der Hauptstadt Kigali zu gewähr-

leisten,
n	 die vereinbarte Waffenruhe zwischen den Kon-

fliktparteien zu überwachen,
n	 die Sicherheitslage im Land bis zu den Wahlen zu 

überwachen, 
n	 Unterstützung beim Minenräumen zu gewähren 

und
n	 die Koordinierung humanitärer Hilfe zu unter-

stützen.4 

Trotz der Forderung der ruandischen Regierung nach 
mehr als 4000 Blauhelmen war vom Sicherheitsrat 
auf Vorschlag von UN-Generalsekretär Boutros 
Boutros-Ghali, der auf die Finanzkrise der Organi-
sation verwies, zunächst nur eine Personalstärke von 
2500 Blauhelmen autorisiert worden. Deren erste 
Verbände trafen in Ruanda im November 1993 ein. 
Neben vorwiegend afrikanischen Bataillonen waren 
bis zu 300 Militärbeobachter dabei. Als UNAMIR-
Befehlshaber fungierte der kanadische General Ro-
méo Dallaire, der zuvor Chefmilitärbeobachter der 
UNOMUR gewesen war. Sonderbeauftragter des 
Generalsekretärs und Leiter der Mission war der 
ehemalige Außenminister Kameruns Jacques-Roger 
Booh Booh, der während der eskalierenden Lage in 
Ruanda kaum in Erscheinung trat.

Bald wurde erkennbar, dass die beiden Konflikt-
parteien sich nicht an die im Abkommen von Arusha 
festgelegten Bestimmungen hielten. So sprach der 
Sonderberichterstatter der UN-Menschenrechtskom
mission Bacre Waly Ndiaye in seinem Bericht vom 
August 1993 noch über massenhafte willkürliche und 
außergerichtliche Hinrichtungen in Ruanda. Da die 
Opfer zumeist Tutsi waren, fragte Ndiaye, ob darin 
nicht Anzeichen für einen Völkermord erkennbar wä-
ren.5 Offensichtlich nahmen die Entscheidungsträ-
ger in New York den Bericht, der sie eigentlich hätte 
alarmieren sollen, nicht zur Kenntnis.6 Dies erschwer-
te die Aufgabe der UNAMIR, zumal die technische 
Ausstattung einer Reihe von Verbänden erheblich zu 
wünschen ließ, besonders im Bereich Fernmeldetech-
nik und Fahrzeuge.

Die Lage eskaliert

Die politische Lage im Lande wurde durch eine un-
vorstellbare Hasspropaganda des von der Hutu-Re-
gierung kontrollierten Radiosenders ›Radio Mille 
Collines‹ angeheizt. Berichte über Morde an Tutsi 
wurden beispielsweise mit Botschaften versehen wie: 
»Das Grab ist nur halb voll. Wer wird uns helfen, es 
ganz zu füllen?« Oder auch nach Beginn des Geno-
zids im April 1994: »Bis zum 5. Mai muss das Land 
vollständig von Tutsis gesäubert sein.«7 Wenn es noch 
eines Beweises bedurft hätte, dass man mit Worten 
töten kann, haben ihn die Funktionäre dieses Ra-
diosenders zweifellos endgültig geliefert. Sie befin-
den sich deshalb unter den Hauptangeklagten des 
Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda.8 

Am 11. Januar 1994 sandte General Dallaire ein 
Fax an die Hauptabteilung Friedenssicherungseinsät-
ze (Department of Peacekeeping Operations – DPKO) 
in New York. Darin meldete er, ein Informant, für 
den er Personenschutz erbat, habe ihm mitgeteilt, dass 
es einen Plan gebe, in einer landesweiten Aktion die 
Angehörigen der Tutsi-Minderheit und deren Hutu-
Sympathisanten »auszulöschen« (der verwendete Be-
griff war »extermination«). Außerdem sei vorgesehen, 
belgische Soldaten zu ermorden, damit das belgi-
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sche Bataillon aus Ruanda abziehe. Für diese Maß-
nahmen würden 1700 Milizionäre von der ruandi-
schen Armee ausgebildet und seien geheime Waffen- 
lager angelegt worden. Dallaire bat um die Geneh-
migung, diese Waffenlager mit Kräften der UNAMIR 
zu beschlagnahmen.

Dallaires Meldung wurde im DPKO zuerst von 
seinem kanadischen Kameraden Maurice Baril ge-
lesen, der als Militärberater beim DPKO gegenüber 
dem UNAMIR-Befehlshaber weisungsbefugt war. 
Er trug die Information dem zuständigen Beigeord-
neten Generalsekretär Iqbal Riza vor, einem erfah-
renen Diplomaten und Juristen. Beide hielten die In-
formation aus Kigali für dramatisiert und wiesen 
Dallaire auf die doch recht engen Bestimmungen des 
UNAMIR-Mandats hin.

Diese erlaubten nach der damaligen DPKO-In-
terpretation keinen Zugriff auf Waffenlager. Des-
halb wurde der Vorgesetzte Dallaires, Missionsleiter 
Booh Booh, aufgefordert, die Regierung Ruandas 
über die Information, die UNAMIR unter dem Sie-
gel der Verschwiegenheit erhalten hatte, ins Bild zu 
setzen. Außerdem sollte Dallaire die Botschafter 
Belgiens, Frankreichs und der USA informieren. So 
geschah es, wobei sich der ruandische Präsident 
Juvénal Habyarimana überrascht gab, während die 
genannten Botschafter wohl schon aus eigenen Quel-
len informiert gewesen waren.9 

Die Anweisung aus New York war formal sicher 
korrekt. Die Regierung in Kigali hatte nicht nur das 
Abkommen von Arusha unterzeichnet und war da-
mit Vertragspartner der Vereinten Nationen, sie re-
präsentierte auch den Staat, mit dem das DPKO ein 
Abkommen über die Rechtsstellung der Truppen (Sta-
tus of Forces Agreement – SOFA) für die Friedens-
mission abgeschlossen hatte. 

Darüber hinaus war Ruanda in den Jahren 1994 
und 1995 auch Mitglied des Sicherheitsrats. Dass die 
gleiche Regierung plante, einen erheblichen Teil ih-
rer eigenen Bevölkerung kaltblütig ermorden zu las-
sen, hatte sich im Sekretariat der Vereinten Natio-
nen in New York im Januar 1994 niemand vorstellen 
können.10 Heute ist kluger Rat wohlfeil, aber damals 
herrschte unter dem Eindruck der gerade gescheiter-
ten Somalia-Mission UNOSOM II eine politisch 
überaus angespannte Atmosphäre im gesamten Be-
reich der UN-Friedensoperationen. Eine beispiel
lose Kampagne der Fernsehsender, die ihre Schre-
ckensbilder aus Mogadischu beinahe jeden Abend 
in die Wohnzimmer sendeten, insbesondere jene Bil-
der der Leiche eines amerikanischen Piloten, der 
von einem empörten Mob durch den Staub der Stra-
ßen geschleift worden war, hatte bei den verantwort-
lichen amerikanischen Politikern zu einer ›Null-Ri-
siko-Bereitschaft‹ geführt. »Der Sicherheitsrat war 
traumatisiert, aber Washington war noch stärker 
traumatisiert als die anderen«, zitierte die New York 
Times einen europäischen Diplomaten.11 Auch im 

DPKO wirkte das Trauma des Somalia-Einsatzes12 
nach.

Der Sicherheitsrat, mit Ruanda als nichtständigem 
Mitglied, verlängerte am 5. April 1994 das UNA-
MIR-Mandat bis zum 29. Juli 1994.13

Der Genozid

Am 6. April kamen beim Absturz ihres Flugzeugs 
Juvénal Habyarimana und der Präsident Burundis 
Cyprien Ntariyamira um. Ihre Maschine wurde mit 
mindestens einer Rakete sowjetischer Bauart abge-
schossen. Dieses Ereignis diente als Startsignal zu 
dem, was die Welt heute unwidersprochen als Völ-
kermord bezeichnet. Offizielle Dokumente sprechen 
in Bezug auf den Tod der beiden Präsidenten von 
einem Attentat;14 ebenso der Bericht der UN-Unter-
suchungskommission.15 

   3  UN-Dok. S/RES/846 v. 22.6.1993, Text: VN, 6/1993, S. 219f.

   4  UN-Dok. S/RES/872 v. 5.10.1993, Text: VN, 2/1994, S. 79.

   5  UN Doc. E/CN.4/1994/7/Add.1 v. 11.8.1993, Kap. 11, Abs. 78ff.

   6  Das geht aus einem unabhängigen Untersuchungsbericht hervor, 

den Generalsekretär Kofi Annan im Mai 1999 in Auftrag gegeben hat. 

Der Bericht (UN Doc. S/1999/1257 v. 16.12.1999) umfasst eine sachliche 

Beurteilung des Verhaltens der Vereinten Nationen, einschließlich 

des Sekretariats und des Generalsekretärs, sowie der UNAMIR vom 

Oktober 1993 bis Juli 1994. Das Verhalten der Mitgliedstaaten wird 

darin nur am Rande angesprochen. Annan akzeptierte die Untersu-

chungsergebnisse, auch soweit sie Kritik an der Hauptabteilung Frie-

denssicherungseinsätze (Department of Peacekeeping Operations 

– DPKO) enthalten, dessen Leiter er damals war. 

   7  William Shawcross: Foreword, in: Alain Destexhe, Rwanda and 

Genocide in the Twentieth Century, New York 1995, S. VIII. 

   8  Zur Bilanz des Strafgerichtshofs siehe den Beitrag von Wolfgang 

Schomburg in diesem Heft, S. 59–63.

   9  Philip Gourevitch, The Genocide Fax, The New Yorker, 11.5.1998, S. 105.

10  Gourevitch, The Genocide Fax, a.a.O. (Anm. 9), S. 43ff.

11  Barbara Crossette, Clinton in Africa: The Rwandans; Why Wa-

shington and the World Largely Failed to Act to Head Off the Blood 

Bath, New York Times, 25.3.1998.

12  Bei dem Einsatz unter ausschließlich nationalem amerikanischem 

Kommando waren bei einer Militäraktion am 3. Oktober 1993, die so-

gar ohne Kenntnis der vor Ort zuständigen Autoritäten der Vereinten 

Nationen stattgefunden hatte, 18 amerikanische Soldaten ums Leben 

gekommen. Außerdem starben 36 Pakistaner und – durch amerikani-

schen Waffeneinsatz – mehrere hundert Somalier – wenn deren Zahl 

auch nicht mehr exakt zu belegen ist. Siehe Richard Dowden, Chaos, 

Panic, then Murder, The Observer (London), 22.3.1998.

13  UN-Dok.S/RES/909 v. 5.4.1994, Text: VN, 4/1994, S. 149.

14  Rapport de la Commission d’enquête interne aux Forces Armées 

sur la mort des dix Para-Commandos à Kigali le 07 Avril 1994, (Bericht 

der [belgischen] streitkräfteinternen Untersuchungskommission über 

den Tod der zehn als Kommandotrupp eingesetzten Fallschirmjäger 

am 7. April 1994 in Kigali), 30.11.1994, S. 2 und Anlage 1.

15  UN-Untersuchungsbericht 1999, a.a.O. (Anm. 6), S. 15.

General Roméo 
Dallaire bat um die 
Genehmigung, die 
Waffenlager mit 
Kräften der UNAMIR 
zu beschlagnahmen.



Eisele  |  Ruanda 1994

54 			   Vereinte Nationen  2/2014

General Augustin Ndindiliyimana und Oberst 
Théoneste Bagosora, die als Chefs der Gendarmerie 
wohl zu den Hauptanstiftern des Genozids zu rech-
nen sind, lehnten den Vorschlag der UNAMIR-Lei-
tung ab, Ministerpräsidentin Agathe Uwilingiyimana 
solle sich unverzüglich über das Radio an die Bevöl-
kerung wenden, um beruhigend auf die Menschen 
einzuwirken. Angesichts einer äußerst angespannten 
Atmosphäre in Kigali baten zahlreiche Politiker und 
andere Zivilpersonen die UNAMIR um Personen-
schutz. So wurden zehn belgische Blauhelme zum 
Schutz der ruandischen Ministerpräsidentin abgestellt. 
Aber kurz nachdem Agathe Uwilingiyimana am 
7. April in ihrem Haus erschossen worden war, 
wurden auch die zehn belgischen Fallschirmjäger 
brutal ermordet. 

Belgien und die UNAMIR

Während Belgien und Frankreich schon am 9. April 
Fallschirmjäger nach Kigali schickten, um ihre Staats-
bürger und andere Europäer zu evakuieren, breiteten 
sich die organisierten Massaker an Tutsi und deren 
Hutu-Sympathisanten wie Buschfeuer über das gan-
ze Land aus. Vor Ort spitzte sich die Situation für die 
UNAMIR problematisch zu, weil die belgischen 
Blauhelm-Soldaten auch Befehle von den ausschließ-
lich unter nationalem Kommando handelnden Fall-
schirmjägern entgegennahmen. Während Boutros-
Ghali für den Sicherheitsrat einen Vorschlag zur 
Verstärkung von UNAMIR und eine Änderung des 
Mandats vorbereitete, teilte ihm der belgische Außen-
minister mit, dass Belgien seine Truppen abziehen 
werde. Man sei aber bereit, Gerät für UNAMIR 
zurückzulassen. Eine solche unilaterale Entschei-
dung der Regierung einer Truppenstellernation ge-
fährdet natürlich fundamental jegliche operative 
Handlungsfähigkeit von UN-Friedensoperationen. 

Abgesehen davon, dass Belgien in Ruanda als ehe-
malige Kolonialmacht eine besondere Verantwor-
tung trägt, hat die belgische Regierung der UNA-
MIR quasi mitten im dramatischen Geschehen die 
bestqualifizierten Soldaten entzogen. Möglicherwei-
se wurden die Belgier in ihrem Handeln durch die 
amerikanische Regierung bestärkt.

Der Sicherheitsrat diskutierte zwar das Gesche-
hen in Ruanda, aber die in das Völkermord-Verbre-
chen eingebundenen Mitglieder der ruandischen Re-
gierung und deren Ständiger Vertreter im Rat waren 
eher Quellen der Desinformation. Auch Informati-
onen aus französischen und belgischen Quellen ga-
ben den tatsächlichen Sachverhalt nicht korrekt wie-
der. Die damalige Botschafterin der USA bei den 
Vereinten Nationen, Madeleine Albright, sah sich 
in ihrem Bemühen, im Krisengebiet aktiv zu werden, 
durch die eigene Regierung gebremst. Im Verteidi-
gungsministerium und im Weißen Haus bestimmte 
weiterhin das Somalia-Trauma die Beurteilung der 
Lage. Daraus ergab sich die Weisung des amerikani-
schen Außenministers Warren Christopher an seine 
Botschafterin in New York, dafür zu sorgen, dass in 
den Diskussionen im Sicherheitsrat nicht von Völker-
mord (genocide) gesprochen werden solle, sondern 
nur von humanitären Gräueltaten (humanitarian 
atrocities) und humanitärer Katastrophe (humani-
tarian catastrophe). 

Damit sollte vermieden werden, dass die Mit-
glieder des Sicherheitsrats an ihre Pflichten aus der 
Konvention über die Verhütung und Bestrafung des 
Völkermordes von 1948 erinnert werden. In Arti-
kel I dieser Konvention verpflichten sich die Ver-
tragsstaaten, Völkermord als Verbrechen nach in-
ternationalem Recht zu verhüten und zu bestrafen. 
Ruanda hatte diese Konvention 1975 ratifiziert.

Neues UNAMIR-Mandat

Am 21. April 1994 schlug Boutros-Ghali dem Sicher-
heitsrat folgende drei Optionen für die UNAMIR vor: 
n	 Verstärkung der Mission auf 5500 Personen;
n	 Abzug der gesamten Mission;
n	 Wiederherstellung des Waffenstillstands mit einer 

auf 270 Personen reduzierten Präsenz.
Der Generalsekretär selbst verwarf die zweite Mög-
lichkeit und plädierte nachdrücklich für die erste 
Option. Die Diskussionen im Sicherheitsrat führten 
jedoch zur blamablen Entscheidung, die Zahl der 
Blauhelme auf die nur noch als symbolische politi-
sche Präsenz anzusehende Stärke von 270 Soldaten 
zu reduzieren,16 statt gegenüber den Verbrechern, die 
tagtäglich Tausende umbringen ließen und sich mit 
Macheten und Kalaschnikows an den Massakern 
beteiligten, Entschlossenheit zu zeigen.

Dieser Abzug der Blauhelme wirkte noch lange 
nach und hat jegliches Vertrauen der Ruander in die 
Mitmenschlichkeit nachhaltig getrübt. Bis dahin hat-
ten wenigstens einige Ruander die Anwesenheit der 

Mutiger Hauptmann

Angesichts vieler Vorwürfe an die Adresse der Vereinten Nationen auf-
grund ihres Verhaltens in Ruanda erscheint es angebracht, auf das Bei-
spiel eines Blauhelm-Soldaten hinzuweisen, das höchsten Respekt ver-
dient: Hauptmann Mbaye Diagne aus Senegal war als Militärbeobachter 
bei der UNAMIR. Er erfuhr unmittelbar von der Ermordung der Minister-
präsidentin Uwilingiyimana und wusste, dass ihre fünf Kinder in höchs-
ter Lebensgefahr waren. Deshalb versteckte er sie sofort in seiner Unter-
kunft, ehe er ihre Evakuierung organisieren konnte. Unter Einsatz seines 
Lebens rettete er zahlreiche andere Menschen, unter ihnen nicht nur 
Tutsi, sondern auch Hutu und Weiße. Unbewaffnet stellte er sich Mache-
ten schwingenden Mördern in den Weg und verließ sich auf sein Ver-
handlungsgeschick. Durch eine Mörsergranate kam er ums Leben.

Quelle: Henry Kwami Anyidoho, Guns Over Kigali: the Rwandese Civil War–1994  

(A Personal Account), Accra 1997.

Während  
Boutros-Ghali  

einen Vorschlag zur 
Verstärkung von 

UNAMIR vorberei
tete, teilte ihm der 

belgische Außenmi-
nister mit, dass 

Belgien seine 
Truppen abziehen 

werde.



Eisele  |  Ruanda 1994

Vereinte Nationen  2/2014										           55

UNAMIR immer noch als Ausdruck der Aufmerk-
samkeit der Weltöffentlichkeit auf das brutalste Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit seit dem Holocaust 
angesehen. Diese Nachwirkung bekamen sowohl Ge-
neralsekretär Boutros-Ghali im Jahr 1996 als auch 
sein Nachfolger Kofi Annan im Jahr 1998 bei ihren 
Besuchen in Kigali und ihren Auftritten vor dem 
Parlament unmissverständlich zu spüren. 

Auch die Forderung der ruandischen Regierung an 
die UN, die UNAMIR zu beenden und ihre Trup-
pen abzuziehen, obwohl es durchaus gute Gründe 
für ihre fortgesetzte Präsenz gab, ist Ausfluss die-
ser tief sitzenden Enttäuschung und Verärgerung.

Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali appellier-
te nach der Sitzung vom 21. April 1994 wiederholt 
nachdrücklich an den Sicherheitsrat, eine glaubwür-
dige Friedenstruppe nach Ruanda zu schicken. Auf-
grund der von den Medien berichteten Grausamkei-
ten und trotz des Somalia-Traumas erhöhte sich der 
Druck auf den Sicherheitsrat, seine Passivität aufzuge-
ben. Als Ergebnis tagelanger Diskussionen verab-
schiedete der Rat am 17. Mai 1994 auf die nach-
drückliche Empfehlung seines nigerianischen Präsi- 
denten Ibrahim Gambari endlich Resolution 918. 
Darin forderte er, dass alle Konfliktparteien »die 
Feindseligkeiten sofort einstellen, einer Waffenru-
he zustimmen und der sinnlosen Gewalt und dem 
unsinnigen Blutvergießen ein Ende setzen«. 

Zugleich verlängerte der Sicherheitsrat das Man-
dat der UNAMIR und erweiterte schließlich deren 
Geltungsbereich. Der Mission wurde ausdrücklich 
aufgetragen, die Bevölkerung zu schützen und dazu 
bedrohte Bereiche zu Schutzzonen zu erklären. Der 
Generalsekretär wurde autorisiert, die Personalstär-
ke der Mission auf bis zu 5500 Blauhelme zu erhö-
hen. Dessen ungeachtet flüchteten in der Zwischen-
zeit (19. Mai bis 29. Juli) zunächst Zehntausende, 
später Hunderttausende aus Ruanda vor dem Blut-
rausch ihrer Mitbürger nach Burundi, Tansania, 
Uganda und Zaire (der heutigen Demokratischen Re-
publik Kongo).

Der Wortlaut der Resolution17 erweckt den Ein-
druck, es handele sich bei dem Geschehen in Ruan-
da eher um einen besonders blutigen Bürgerkrieg, 
bei dem beide Seiten in gleicher Weise schuldig seien, 
als um das, was es eigentlich war: nämlich ein geplan-
ter Völkermord. Auch der damals frisch ernannte ers-
te Hohe Kommissar der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte José Ayala Lasso nannte in seinem Bericht 
zwar die Zahl von mehr als 200 000 ermordeten Zi-
vilpersonen, vermied aber den Begriff Völkermord.18  
In den Diskussionen des Rates wurde deutlich, dass 
einige Ratsmitglieder gegenüber den Ereignissen in 
Ruanda nicht unparteiisch waren. In diesem Zusam-
menhang war die Mitgliedschaft Ruandas im Si-
cherheitsrat besonders problematisch.

Während der Generalsekretär erhebliche Schwie-
rigkeiten hatte, Mitgliedstaaten zu finden, die bereit 

waren, Truppen für die notwendige Verstärkung der 
UNAMIR zu stellen, bestanden die USA bei den Kon-
sultationen im Sicherheitsrat darauf, dass die neuen 
Blauhelmkontingente erst dann entsandt werden soll-
ten, wenn sich ein Ende der Gewalttätigkeit abzeich-
ne. Schließlich stellten Äthiopien, Ghana und Sene-
gal Bataillone zur Verfügung. Insgesamt haben sich 
im Laufe der Mission 40 Nationen mit eigenem Per-
sonal, Soldaten und Polizisten beteiligt.

Boutros-Ghali nannte die ganze Situation um die 
politischen Entscheidungen zu Ruanda wiederholt 
einen Skandal. Darin kann ihm niemand widerspre-
chen. Allerdings hat sein Nachfolger Kofi Annan, 
der damals als Leiter des DPKO in die Verantwortung 
eingebunden war, sofort nach seinem Amtsantritt als 
Generalsekretär eine Konsequenz gezogen: Wäh-
rend Boutros Boutros-Ghali sich im Sicherheitsrat 
grundsätzlich durch Untergeneralsekretär Chin-
maya Garekhan vertreten ließ, nahm Generalsekre-
tär Annan persönlich an der Mehrzahl der Beratun-
gen des Rates teil. 

Die ›Opération Turquoise‹

Mit der Ermordung des Erzbischofs von Kigali, zwei-
er Bischöfe und von zehn Priestern am 10. Juni erfuh-
ren die Ereignisse eine weitere Steigerung, die Frank-
reich dazu veranlasste, am nächsten Tag seine Be- 
reitschaft zu einer Intervention zu erklären. Der Si-
cherheitsrat unterstützte dieses Vorhaben in seiner 
Resolution 929.19 Frankreich und andere Länder wur-

16  UN-Dok. S/RES/912 v. 21.4.1994, Text: VN, 4/1994, S. 149f.

17  Text: VN, 4/1994, S. 151f.

18  UN Doc. E/CN.4/S3/3 v. 19.5.1994.

19  UN-Dok. S/RES/929 v. 22.6.1994, Text: VN, 4/1994, S. 153ff.

Ruandische Flüchtlinge bauen im Juli 1994 wegen eines Cholera-Ausbruchs ihre Zelte 
außerhalb der Stadt Goma (Zaire, der heutigen Demokratischen Republik Kongo) auf. 	
		                      				                      UN-Foto: John Isaac
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den für zwei Monate autorisiert, humanitäre Maß-
nahmen zu ergreifen, insbesondere Zivilisten zu 
schützen und die Verteilung von Nahrungsmitteln 
zu organisieren. Die etwa 2500 Soldaten der fran-
zösischen ›Opération Turquoise‹ errichteten im Süd-
westen Ruandas an der Grenze zur Kivu-Provinz 
des benachbarten Zaire Sicherheitszonen. Darin such-
ten vor allem solche Hutu Schutz, die vor den auf die 
Hauptstadt Kigali vorrückenden Truppen der RPF 
flüchteten. Bis Mitte Juli zählte man mehr als an-
derthalb Millionen Flüchtlinge allein um die Stadt 
Goma in Zaire.

Obwohl von Anfang an klar war, dass sich unter 
den Flüchtlingen auch viele der schlimmsten Täter 
verbargen, weigerte sich der Sicherheitsrat sogar ge-
genüber der Hohen Flüchtlingskommissarin der Ver-
einten Nationen Sadako Ogata, eine Ordnungstrup-
pe zu entsenden, die in den Flüchtlingslagern den 
Terror der Hutu-Täter gegenüber ihren Landsleuten 
unterbinden sollte. Vielmehr war Ogata  gezwungen, 
gleichzeitig auch die Verbrecher in den Lagern mit-
zuversorgen, um den vielen hunderttausenden un-
schuldiger Kinder und Frauen Nahrungsmittelhil-
fe zu sichern. 

Im Nachhinein muss man feststellen, dass Frank-
reich mit seiner aus militärischer Sicht uneinge-
schränkt erfolgreichen ›Opération Turquoise‹ einer-
seits den Beweis erbracht hat, dass entschlossenes 
Handeln der Weltgemeinschaft den Völkermord zwar 
nicht verhindern konnte, ihn aber sicher frühzeitig 
hätte beenden können; andererseits gewährte die 
französische Aktion vor allem den Tätern Schutz und 
erlaubte besonders vielen der Anstifter und Anfüh-
rer des Genozids die Flucht auch über die Grenze 
ins benachbarte Ausland.

Weil ihre Aktivitäten in Ruanda als Parteinahme 
für das Hutu-Regime verstanden wurden, kam es zu 
Auseinandersetzungen zwischen den französischen 
Soldaten und der RPF. Die wenigen verbliebenen 
UNAMIR-Blauhelme mussten zeitweilig vermitteln-
de Botendienste zwischen den Streitparteien leisten.

Kriegsende und humanitäre Hilfswelle

Am 4. Juli nahm die RPF Kigali ein und erklärte am 
18. Juli das Ende des Krieges. Zugleich wurde un-
ter den Hutu Pasteur Bizimungu als Präsident und 
Faustin Twagiramungu als Ministerpräsident eine 
neue Regierung eingesetzt und ein vorläufiges Par-
lament berufen. Tatsächlicher Machthaber aber war 
schon damals der Führer der Tutsi, Vizepräsident und 
Verteidigungsminister Generalmajor Paul Kagame, 
der seit dem 17. April 2000 offiziell Staatsoberhaupt 
und Präsident Ruandas ist.

Zuvor hatte bereits am 28. Juni 1994 ein weiterer 
Sonderberichterstatter der UN-Menschenrechtskom-
mission René Deqni-Séqui seinen vorläufigen Bericht 
vorgelegt. Er bezeichnete die Massaker eindeutig als 
Völkermord (›genocide‹). Dabei stufte er die Ermor-

dung moderater Hutu als politische Morde (›poli-
tical assassinations‹) ein. Er empfahl, schnellstmög-
lich einen Internationalen Strafgerichtshof für die in 
Ruanda begangenen Verbrechen einzurichten oder 
die Zuständigkeit des bereits bestehenden Strafge-
richtshofs für Kriegsverbrechen im ehemaligen Ju-
goslawien auszuweiten.20

Unter dem Eindruck von Elend und Cholera in 
den Flüchtlingslagern, der durch Fernsehnachrich-
ten in alle Welt verbreitet wurde, entwickelte sich 
rasch eine Welle internationaler Hilfsbereitschaft. 
Dazu zählt die amerikanische ›Operation Hope‹, 
die auf Veranlassung des Präsidenten durch den 
Oberbefehlshaber der amerikanischen Truppen in 
Europa General Joulwan ins Werk gesetzt wurde. 
Ähnlich wie die französische ›Opération Turquoise‹ 
stellten auch diese Maßnahmen wiederum die hohe 
Leistungsfähigkeit des militärischen Instruments un-
ter Beweis, wenn es auf Befehl der Politik zum Ein-
satz kommt.

Doch auch die Welle humanitärer Hilfsbereit-
schaft, die sich rasch entwickelte und für die sich 
Politiker in vielen Bereichen preisen ließen, diente 
bestenfalls als Feigenblatt für das Versagen der Re-
gierungen in der Stunde, als Mut, Entschlossenheit 
und die Bereitschaft, für den Schutz unschuldiger 
Mitmenschen Risiken auf sich zu nehmen, gefragt 
gewesen wären. 

Die Schuldfrage

Die Schuld einiger Staaten – vor allem Frankreichs, 
Belgiens und der USA – wiegt besonders schwer, weil 
sie im Vorfeld der Ereignisse, die schließlich im Ge-
nozid kulminierten, die Militanz des in Kigali herr-
schenden Regimes unterstützt und durch massive 
Waffenlieferungen noch angeheizt hatten.

Es erscheint bemerkenswert, dass Madeleine Al-
bright, deren Familie unter dem zweiten Völker-
mord des 20. Jahrhunderts, dem Holocaust, gelit-
ten hatte, das Verhalten ihrer Regierung im Falle 
des Genozids in Ruanda als eine der schwersten Prü-
fungen ihres Lebens bezeichnet hat. Als sie in der 
folgenden Regierung des gleichen amerikanischen 
Präsidenten Bill Clinton das Amt der Außenminis-
terin übernahm, bemühte sie sich, das, was sie als 
Schuld ihres Landes empfand, offen anzusprechen 
und die politischen Konsequenzen daraus zu ziehen. 

So sprach sie wiederholt, besonders aber auf ei-
ner Reise nach Afrika im Dezember 1997 vor der 
Organisation der Afrikanischen Einheit in Addis Abe-
ba, ohne Beschönigungen vom Versagen der amerika-
nischen Politik angesichts des Völkermords: »Wir, 
die internationale Gemeinschaft, hätten zu Beginn 
der Gräueltaten, die 1994 in Ruanda begangen wur-
den, aktiver sein müssen, und wir hätten sie als das 
bezeichnen sollen, was sie waren – Völkermord.«21 
Wenig später stellte sie fest, die USA und andere west-
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liche Nationen hätten zu wenig zu spät getan.22 Sie 
überzeugte Präsident Clinton davon, sich anlässlich 
seiner ersten Afrika-Reise am 25. März 1998 offi-
ziell vor dem Parlament in Kigali zu entschuldigen: 
»Während der 90 Tage, die am 6. April 1994 began-
nen, erlebte Ruanda das schlimmste Gemetzel un-
seres blutgetränkten Jahrhunderts (...). Diese Ereig-
nisse erwuchsen aus einer Politik, die auf die syste- 
matische Vernichtung eines Volkes ausgerichtet war. 
(...) Nie wieder dürfen wir angesichts von Beweisen 
wegschauen.«23 Diese Entschuldigung wiederholte 
er im September 1998 sogar vor der UN-General-
versammlung und fügte hinzu: »Ob innerhalb oder 
außerhalb der Grenzen eines Landes, wenn die Welt-
gemeinschaft die Macht hat, müssen wir Völker-
mord und ethnische Säuberungen beenden«.24 

Eigentlich wartet die Welt noch auf ähnliche Re-
aktionen der Regierungen all jener Staaten, die im 
Jahr 1994 im Sicherheitsrat waren25 und Gelegen-
heit hatten, trotz der zögerlichen Haltung der USA, 
den Völkermord als das zu qualifizieren, was er tat-
sächlich war. Auch solche Staaten, die aus anderen 
Gründen eine Mitverantwortung für das blutige 
Geschehen haben, wie Belgien oder Deutschland, 
halten sich seither bedeckt.

Lehren aus dem Versagen

Die Vereinten Nationen und die Mitgliedstaaten

Zu den grundsätzlichen Konsequenzen der Weltor-
ganisation aus dem Völkermord in Ruanda muss si-
cher eine Verbesserung der Möglichkeiten zur rea-
listischen Beurteilung der Lage in Krisengebieten ge- 
hören. Der Sicherheitsrat hat die Situation in Ruan- 
da aus purem Opportunismus viel zu optimistisch 
eingeschätzt und sich gegenüber allen Warnungen 
taub gestellt. Obwohl man sich nur kurze Zeit vor-
her in Somalia ebenfalls auf eine viel zu oberfläch-
liche Beurteilung der Lage gestützt hatte und damit 
kläglich gescheitert war, hat das Gremium keinerlei 
Konsequenzen aus seinen eigenen Fehlern gezogen. 
Dies lässt sich leider bei anderen krisenhaften Si-
tuationen wiederholt feststellen. Die Lernfähigkeit 
eines so heterogenen Gremiums scheint begrenzt 
zu sein. 

Wie auch bei anderen Missionen wurden der 
UNAMIR nicht die notwendigen Ressourcen zur 
Verfügung gestellt, um die Aufgaben angemessen zu 
erfüllen. Zudem war das Mandat beklagenswert 
unpräzise und hat die Umsetzung des Abkommens 
von Arusha wie eine Schreibtischaufgabe behan-
delt. An die Möglichkeit, dass der Friedensprozess 
scheitern könnte, hat man nicht einmal gedacht, 
geschweige denn, Vorkehrungen dafür getroffen. 
Wenn aber Soldaten in einen solchen Einsatz ge-
schickt werden, müssen sich die Politiker der daraus 
erwachsenden Verantwortung stellen. Jene Politi-

ker und Diplomaten, die im Sicherheitsrat ohne 
Rücksicht auf die davon betroffenen Blauhelme aus 
Kostengründen darauf drängten, die Truppenstärke 
sowie die Ausstattung der UNAMIR zu reduzieren, 
müssten noch nachträglich zur Verantwortung ge-
zogen werden. 

Als Ergebnis trafen die Truppen für die UNAMIR 
nur nach und nach ein, waren nicht angemessen aus-
gestattet und wurden nicht energisch genug geführt, 
weil es Kommunikationsprobleme im menschlichen 
und technischen Bereich gab und einige Kontingen-
te von ihren Regierungen aus der Unterstellung un-
ter die UNAMIR herausgezogen wurden. Multina-
tionalität, die als politisches Argument für Frie- 
densmissionen unter der Flagge der Vereinten Na-
tionen eine Trumpfkarte ist, erwies sich im Augen-
blick der Krise als so großes Hemmnis, das die Ef-
fektivität, die man von 2500 Blauhelmen erhoffen 
durfte, nie auch nur in Ansätzen erreicht wurde. Nur 
die Blauhelm-Kontingente aus Ghana und Tunesien, 
die während des Völkermords in Ruanda geblieben 
waren, zeigten, was mit entschlossenen Truppen er-
reichbar gewesen wäre. Zu hoffen bleibt, dass der 
Sicherheitsrat nach diesen Fehlern seine Lernfähig-
keit beweisen wird. Doch angesichts der jüngsten 
Krisen in Libyen, Syrien und auf der Krim scheint 
die Schlussfolgerung nahezuliegen, dass der Sicher-
heitsrat aus den Fehlern nicht gelernt hat und seiner 
Verantwortung zur Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit oft nicht nachkommt. 

In seiner Rede vor der UN-Menschenrechtskom-
mission in Genf aus Anlass des zehnten Jahrestags 
des Völkermords im April 2004 stellte Generalse-
kretär Kofi Annan fest: »Wir alle müssen unsere Ver-
antwortung anerkennen, nicht mehr getan zu haben, 
um den Völkermord zu verhüten oder aufzuhalten.« 
Er fuhr fort: »Weder das Sekretariat der Vereinten 
Nationen noch der Sicherheitsrat noch die Mitglied-
staaten im Allgemeinen noch die internationalen Me-
dien haben den sich mehrenden Anzeichen des Un-
heils die notwendige Aufmerksamkeit zugewandt.« 
Unmissverständlich sagte er aber auch: »Niemand 
kann behaupten, nichts gewusst zu haben.«26 

Als seine Antwort auf die Lehren aus dem Völ-
kermord in Ruanda legte Annan dem Sicherheitsrat 

20  UN Doc. E/CN.4/1995/7 v. 28.6.1994, S. 11ff.

21  Zitiert nach Gourevitch, We wish to a.a.O. (Anm. 1), S. 350. 

22  Siehe Crossette, a.a.O. (Anm. 11).

23  Siehe Text of Clinton’s Rwanda Speech, CBS, 25.3.1998, www.cbs-

news.com/news/text-of-clintons-rwanda-speech/

24  The Washington Times, 23.9.1999, S. A20.

25  Dies waren neben den fünf ständigen Mitgliedern folgende zehn 

Staaten: Argentinien, Brasilien, Dschibuti, Neuseeland, Nigeria, Oman, 

Pakistan, Ruanda, Spanien und die Tschechische Republik.

26  Siehe UN Press Release SG/SM/9245 v. 7.4.2004.
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und der Generalversammlung einen Aktionsplan vor, 
der in fünf Abschnitten ansprach, was die Mensch-
heit tun sollte:
1.	 Bewaffneten Konflikten vorbeugen (preventing 

armed conflict);
2.	 Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Kon-

flikten (protection of civilians in armed conflict);
3.	 Straflosigkeit von Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit beenden (ending impunity);
4.	 Frühzeitige und eindeutige Warnung vor Völker-

mord (early and clear warning);
5.	 Rasches und entschlossenes Handeln, wenn trotz 

aller Anstrengungen Völkermord geschieht oder 
unmittelbar bevorsteht (swift and decisive action).27 

Ruanda

Zwanzig Jahre nach dem Völkermord kann die Re-
gierung in Ruanda sicherlich feststellen, dass sie 
überzeugende Maßnahmen ergriffen hat, um zu ver-
hindern, dass sich ein derartiges Verbrechen wieder-
holt. Im Zusammenwirken mit dem Strafgerichts-
hof für Ruanda im tansanischen Arusha haben die 
nationalen Gerichte sich angemessen um Gerechtig-
keit bemüht. Die rechtsstaatliche Ordnung in Ru-
anda darf afrikaweit als beispielhaft gelten. Durch 
die regelmäßige Entsendung von Blauhelmkontin-
genten in Friedensmissionen sowohl der Afrikani-
schen Union als auch der Vereinten Nationen be-
weist Ruanda Mitverantwortung für Stabilität und 27  Ebd.

Frieden in Afrika. Dabei erhielt das Land beachtli-
che Unterstützung von vielen Nationen, die sich – 
vielleicht – ihrer Passivität von 1994 schämen.

Aber zugleich trägt Ruanda Mitverantwortung für 
bewaffnete Konflikte in seiner Nachbarschaft: Re-
bellengruppen wie die ›M23‹ haben jahrelang mas-
sive Verbrechen in den Ostprovinzen der Demokra-
tischen Republik Kongo verübt. Offensichtlich gab 
die Regierung in Kigali solchen Milizen nicht nur 
Rückendeckung, sondern motivierte sie auch zur Aus-
beutung kostbarer Bodenschätze, die dann den Weg 
auf internationale Märkte fanden.

Im Jahr 1994 waren bis zu einer Million Opfer 
des Völkermords zu beklagen. Aber in den blutigen 
Kriegen in Kongo starben seit 1996 bis zu vier Mil-
lionen gleichermaßen Unschuldige. Erst als im Jahr 
2013 unter dem Druck der USA Truppen aus Süd-
afrika und Tansania in den kongolesischen Kivu-
Provinzen eintrafen und zugleich die UN-Mission 
MONUSCO mit Kampfhubschraubern Entschlos-
senheit und Durchsetzungsvermögen bewies, lenkten 
die ruandischen Rebellen ein.

Es bleibt zu hoffen, dass die ruandische Regierung 
sich ihrer Verantwortung stellt – für eine friedliche 
Zukunft nicht nur des eigenen Landes, sondern der 
gesamten Region.


